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Ausgleichsanspruch

Umdeckung  
kann Geld kosten

Mit seinem Urteil vom 20. März 
2008 hat das Landgericht Frei-
burg über einen Fall entschie-

den, in dem ein ausgeschiedener Vertreter 
nach Erhalt des Ausgleichs veranlasst hat-
te, dass etwa die Hälfte des Bestandes an 
Versicherungen, für den er den Ausgleichs-
anspruch erhalten hatte, zum Ablauf des 
der Agenturvertragsbeendigung folgenden 
Jahres gekündigt wurden. Der Versicherer 
nahm den Vertreter daraufhin auf Rück-
zahlung des Ausgleichs in Anspruch. Fer-
ner begehrte er unter anderem von dem 
Vertreter und dem Versicherungsmakler, 
für den dieser nachvertraglich tätig gewor-
den war, die Unterlassung weiterer Wett-
bewerbsaktivitäten. Das Landgericht wies 
die Unterlassungsklage ab, verurteilte den 
Vertreter jedoch zur Rückzahlung eines 
Teils des Ausgleichs.

Die Abweisung des Unterlassungsan-
trags begründete das Landgericht folgen-
dermaßen: Ohne eine ausdrückliche 
Wettbewerbsabrede, die den Vertreter in 
seiner Tätigkeit nach Beendigung des Ver-
tretervertrages beschränke, sei ein ausge-
schiedener Vertreter vertraglich nicht da-
zu verpflichtet, den von ihm für den Ver-
sicherer geworbenen Versicherungsbe-
stand unangetastet zu lassen. Daher sei 

der Versicherer auch nicht aus dem Ge-
sichtspunkt einer Pflichtverletzung be-
rechtigt, Schadensersatz zu verlangen, 
wenn der ausgeschiedene Vertreter im 
Rahmen seiner Tätigkeit für einen Versi-
cherungsmakler nahezu die Hälfte des 
Bestandes kündige, für den er die Aus-
gleichszahlung erhalte habe. 

Eine vertragliche Wettbewerbsbe-
schränkung könne auch nicht aus den 
„Grundsätzen“ zur Errechnung der Höhe 
des Ausgleichsanspruchs hergeleitet wer-
den. Für ein nachvertragliches Wettbe-
werbsverbot sei erforderlich, dass sich die 
Parteien hinreichend deutlich über dessen 
gegenständlichen und zeitlichen Umfang 
einigen. Dafür reiche eine Einigung über 
die Berechnung des Ausgleichs nach den 
„Grundsätzen“ nicht aus. 

Abwerben von Kunden gehört 
zum Wesen des Wettbewerbs

Auch nach dem Gesetz gegen den unlau-
teren Wettbewerb könne der Versicherer 
den ausgeschiedenen Vertreter nicht be-
langen, wenn dieser Kundenverbindungen 
ausspanne. Der Versicherer habe keinen 
Anspruch auf Fortbestand seines Kunden-
kreises. Das Abwerben von Kunden gehöre 

zum Wesen des Wettbewerbes. Deshalb 
sei auch die Veranlassung von Kunden, 
Versicherungen ordentlich zu kündigen, 
wettbewerbsrechtlich nicht zu beanstan-
den. Selbst ein planmäßiges Eindringen in 
die früher betreuten Versicherungsbe-
stände sei nicht wettbewerbswidrig. Im 
Rahmen seiner nachvertraglichen Wett-
bewerbstätigkeit könne der ausgeschie-
dene Vertreter selbst Adressen von Kun-
den des früheren Versicherers verwerten, 
die ihm in seinem Gedächtnis geblieben 
seien. Die Unterlassung der Umdeckungs-
aktivitäten könne der Versicherer daher 
erst recht nicht von dem Versicherungs-
makler verlangen, für den der ausgeschie-
dene Vertreter tätig sei. 

Soweit das Landgericht auf Rückzah-
lung des Ausgleichs erkannte, begründete 
es die Entscheidung wie folgt: Aus dem 
Aspekt einer ungerechtfertigten Bereiche-
rung könne der Versicherer nicht die 
Rückzahlung des gesamten Ausgleichs 
verlangen. Auch wenn der ausgeschiedene 
Vertreter erhebliche Teile des Bestandes, 
für den er den Ausgleichsanspruch erhal-
ten habe, umdecke, bleibe die Vorschrift 
des § 89 b HGB die Rechtsgrundlage der 
Ausgleichszahlung. Ebenso wenig könne 
sich der Versicherer darauf berufen, im 

Bislang galt, dass der Ausgleichsanspruch im Zeitpunkt der Vertrags-
beendigung entsteht und spätere Entwicklungen dessen Höhe nur be-
einflussen, wenn sie im Zeitpunkt der Vertragsbeendigung absehbar 
waren. Hiervon weicht die Rechtsprechung nun ab. 
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Hinblick auf die Störung des Verhält-
nisses von Ausgleichszahlung zu verblie-
benem Wert verstoße die Einigung über 
den Ausgleichsanspruch gegen die guten 
Sitten. Für diese Beurteilung sei der Zeit-
punkt der Vornahme des Rechtsgeschäfts 
maßgeblich, zu dem der Vertreter noch 
keine Umdeckungsaktivitäten entfaltet 
hätte. 

Auch aus dem Aspekt einer Zweckver-
fehlung sei ein Anspruch auf Rückzah-
lung des Ausgleichs nach den Regeln einer 
ungerechtfertigten Bereicherung nicht 
gegeben. Insoweit fehle es schon an einer 
Einigung der Parteien darüber, dass mit 
der Ausgleichszahlung der Versicherungs-
bestand des Versicherers gewahrt werden 
solle. 

Nach den „Grundsätzen”  
ermittelte Ausgleichszahlung

Ebenso wenig könne der Versicherer die 
Rückzahlung des geleisteten Ausgleichs-
betrages aus Deliktsrecht beanspruchen. 
Für die Abwerbung von Versicherungsver-
trägen sei der ausgeschiedene Vertreter 
weder unter dem Gesichtspunkt des Ein-
griffs in den Gewerbebetrieb haftbar, 
noch aus dem Aspekt einer vorsätzlichen 
sittenwidrigen Schädigung.

Allerdings könne der Versicherer nach 
§ 313 Absatz 1 BGB berechtigt sein, eine 
Anpassung einer von ihm nach den 
„Grundsätzen“ ermittelten und mit dem 
ausgeschiedenen Vertreter vereinbarten 
Ausgleichszahlung zu verlangen, wenn 
sich durch eine mit Beteiligung des aus-
geschiedenen Vertreters erfolgte Abwer-
bung zumindest die objektive Geschäfts-
grundlage geändert habe. Erkläre sich der 
Vertreter mit dem vom Versicherer nach 
den „Grundsätzen“ ermittelten Aus-
gleichsbetrag einverstanden und nehme 
er die Zahlung an, komme damit eine 
Ausgleichsvereinbarung zustande. Deren 
objektive Geschäftsgrundlage sei es, dass 
der Vertreter jedenfalls für eine gewisse 
Zeit den von ihm für den Versicherer ver-
mittelten Bestand unangetastet lasse. Es 
unterliege keinen Zweifeln, dass ein Ver-
sicherer bei der Errechnung des Aus-

gleichs nach den „Grundsätzen“ davon 
ausgehe, dass der Vertreter keine Bemü-
hungen anstelle oder unterstütze, die zu 
einer Schmälerung des Bestandes führen, 
für den der Vertreter den Ausgleich erhal-
ten habe. Der dem Vertreter gewährte 
Ausgleich gründe sich daher auf die An-
nahme, der Vertreter werde den Versiche-
rungsbestand respektieren. 

Damit sei es unvereinbar, wenn der 
Vertreter zwar in den Versicherungsbe-
stand eingreifen und diesen abgraben 
könne, er aber gleichwohl den von ihm 
auch für ein Unterlassen solcher Aktivi-
täten geleisteten Ausgleichsanspruch be-
halten dürfe. Diese Äquivalenzstörung sei 
mit der Ausgleichsabrede unvereinbar. 
Der Vertreter könne dem nicht entgegen-
halten, ihm seien die „Grundsätze“ nicht 
bekannt gewesen. Umstände, die für einen 
Vertrag als sinnvolle Regelung von aus-
schlaggebender Bedeutung seien, gehörten 
bei wertender Beurteilung auch dann zur 
Geschäftsgrundlage, wenn sie von den 
Vertragsparteien während ihrer Verhand-
lung nicht angesprochen worden seien. 

Bei der Vertragsanpassung hat das 
Landgericht sich daran orientiert, welche 
Ausgleichszahlung der Vertreter nach den 
„Grundsätzen“ für den Vertragsbestand 
erhalten hätte, der nach der Abwerbung bei 
dem Versicherer verblieben war. Den Dif-
ferenzbetrag zwischen diesem und der ge-
leisteten Ausgleichszahlung hat das Land-
gericht dem Versicherer zugesprochen. 

Das Urteil stellt in aller wünschens-
werten Deutlichkeit klar, dass ausge-
schiedene Vertreter nicht gehindert sind, 
zu ihrem früheren Versicherer in den Be-
ständen in Wettbewerb zu treten, für die 
sie einen Ausgleich erhalten haben. So-
weit auf einen Anspruch auf Rückzah-
lung des Ausgleichs erkannt worden ist, 
begegnet die Entscheidung jedoch durch-

greifenden Bedenken. Insoweit ist das 
Urteil ein Novum. Bisher sind solche 
Rückzahlungsforderungen allgemein ab-
gelehnt worden. Zudem hat das Landge-
richt einfach unterstellt, zwischen dem 
Versicherer und dem Vertreter sei eine 
Ausgleichsvereinbarung geschlossen 
worden, nach der der Versicherer den 
Ausgleichsanspruch nach den „Grund-
sätzen“ berechnet und der Vertreter die 
Zahlung entgegengenommen habe. Als 
Schuldanerkenntnis bedarf die Abrech-
nung des Unternehmers aber keiner Be-
stätigung des Vertreters. Im Gegenteil, die 
Einigung über die Abrechnung bildet den 
Ausnahmefall. 

Darüber hinaus findet die Bestands-
respektierungserwartung des Versiche-
rers im Gesetz keine Stütze. Deshalb fehlt 
es an der erforderlichen Grundlage für 
die Wertung des Gerichts, die Bestands-
respektierung sei als sinnvolle Regelung 
von ausschlaggebender Bedeutung Ge-
schäftsgrundlage geworden. Ob es sich 
durchsetzt, dem Unternehmer bei Wett-
bewerbsaktivitäten des Vertreters einen 
Anspruch auf Rückzahlung des für den 
umgedeckten Bestand geleisteten Aus-
gleichs zuzuerkennen, dürfte daher zu 
bezweifeln sein. n
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